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Satzung
der Wohnungsbaugenossenschaft,,Wiederaulbau" Schleswig eG

in Schleswig

einSetrag€n€ cenossenschaft

I. Firma und Sitz der Genossenschaft

sr
Firm. und Sitz

Die Cenossenschaft führt die Firma

wohtruogsbaugenossetrschaft,,Wiederaufbau" Schleswig eG,
sie hat ihren Sitz in Schleswig.

I. Cegenstand der Genosseoschaft

s2
Zweck und Gegenstand der Genossenschaft

l. Zweck der Genossenschaft ist die Förderung ihrer Mitglieder vonangig durch eine gute,

sichere und sozial verantwortbare Wohnungsversorgung.

2. Die Genossenschaft kann Bauten in allen Rechts- und Nutzungsformen bewinschaften,

errichten, erwerben, vermitteln und betreuen; sie kann alle im Bereich de. Wohnungs-

und Immobilienwinschaft, des Stlidtebaus und der Infrastrukur anfallenden Aufgaben

übemehmen. Hierzu gehören Gemeinschaftsanlagen und Folgeeinrichtungen, Läden

und Räume ftir Geu'erbebetriebe, soziale, wiftschaftliche und kulturelle Einrichtungen

und Dienstleistungen. Beteiligungen sind zulässig.

3. Die Ausdehnung des Ceschäftsbetriebes auf Nichtmitglieder ist zugelassen; Vorstand

und Aufsichtsrat beschließen gemäß ö 28 die Voraussetzungen'

I. Mitgliedschaft

$3
Mitglieder

Mitglied€r können werden

l. natürliche Personen.

2. Personenhandelsgesellschaften sowie juristische Personen des privaten und

öffentlichen Rechts.
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Enüerb der Mitgliedschaft

Zum Erwerb der Mitgliedschaft bedarf es einer vom Bewerber zu unterzeichnenden
unbedingten Beitrittserklärung und der Zulassung durch die Genossenschaft. über die
Zulassung beschließt der Vorstand. Dem Bewerber ist vor Abgabe seiner
Beitrittserkl:irung die Satung in der jeweils geltenden Fassung zur Verfügung zu
stellen.

ss
Eintrittsgeld

L Bei der Aufnahme ist ein Eintrittsgeld zu zahlen. über die Höhe des Eintriftsgeldes
beschließ€n Vorstand und Aufsichtsrat nach gemeinsamer Bemtung gemäß $ 2g der
Satzung.

2. Das Eintrittsgeld kann dem Ehegatten bzw. dem eingetragenen Lebenspartner den
minderjährigen Kindem eines Mitgliedes, dem die Mitgliedschaft fortsitzenden Erben
erlassen werden. Hierüber entscheidet der Vorstand.

$6
Beendigung der Mitgliedschaft

Die Mitgliedschaft endet durch

a) Kündigung.

b) Übertragungdes Ceschäftsguthabens,

c) Tod,

d) Auflösung oder Erlöschen einerjuristischen person oder einer
Personenhandelsgesellschaft ,

e) Ausschluss.

$7
Kündigutrg der Mitgtiedschaft

L Das Mitglied hat das Recht, durch Kündigung seinen Austrift aus der Cenossenschaft
zu erklären.

2. Die Kündigung findet nur zum Schluss eines Geschäftsjahres statt. Sie muss mindestens
drei Monate vorher schriftlich erfolgen.

3. Das Mitglied hat ein auf einen Monat befrisreres außerordentliches Kündigungsrecht
nach Maßgabe von $ 67a GenG. wenn die Mirgliederversarnmlung
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a. eine wesentliche Anderung des Gegenstandes der Genossenschaft,

b. eine Erhöhung des Geschäftsanteils,

c. die Erweiterung einer Pflichtbeteiligung mit mehreren Geschäftsanteilen,

d. die Einführung der Verpflichtung der Mitglieder zur
Nachschüssen.

Leistung von

e. eine längere Kündigungsfrist als 2 Jahre,

f. die Einftihrung der Verpflichtung zur Inanspruchnahme von Einrichtungen

oder von anderen Leistungen der Genossenschaft oder zur Erbringung von

Sach- oder Dienstleistungen beschließt.

Das Mitglied scheidet aus der Cenossensch2li zr dem Jahresabschluss aus. zu dem die

Kündigung fristgerecht erfolgt ist.

$8
Übertr.gung des Geschäftsguthabens

Ein Mitglied kannjederzeit, äuch im Laufe des Geschäftsjahres, sein Geschäftsguthaben

durch sahriftliche Vereinbarung auf einen anderen übertragen und hierdurch aus der

Genossenschaft ohne Auseinandersetzung ausscheiden' sofem der Erwerber bereits

Mitglied ist oder Mitglied wird. Die Übertragung des Geschäftsguthabens bedarf der

Zustimmung des Vorstandes.

Ein Mitglied kann sein Geschäftsguthaben, ohne aus der Genossenschaft auszuscheiden,

teilweisi übertragen und hierdurch die Anzahl seiner Geschäftsanteile veringem'

soweit es nicht n;ch der Satzung oder einer Vereinbarung mit der Genossenschaft zur

Beteiligung mit mehreren Geschäftsanteilen verpflichtet ist oder die Beteiligung mit

mehrerin 
-Geschaftsanteilen 

Voraussetzung für eine vom Mitglied in Anspruch

genommene Leistung der Genossenschaft ist Die Voraussetzungen des Abs l gelten

entsPrechend.

Ist der Erwerber nicht Mitglied der Cenossenschaft, so muss er die Mitgliedschaft

erwerben. lst der Erwerber bereits Mitglied, so ist das Geschäftsguthaben des

ausgeschiedenen oder übertragenden Mitgliedes seinem - . 
Geschäftsguthaben

zuzirschreiben. Wird durch die Zuschreibung der Betrag der bisher übernommenen

Ceschäftsanteile überschritten, so hat der Erwerber entsprechend der Höhe des

Geschäftsguthabens einen oder mehrere Anteile zu übemehmen'

se
BeeDdigung der Mitgliedschaft im Tod€sfall

Stirbt ein Mitglied, so geht die Mitgliedschaft bis zum Schluss des Geschäftsjahres' in

<lem der ErUt:all eing.ireten ist, au] die Erben über' Sie endet mit dem Schluss des

Geschäftsjahres, inlem der Erbfall eingetreten ist Mehrere Erben können ein

Stimmrec-ht in dieser Zeit nur dulch einen gemeinschaftlichen Vertreter austiben'

t.

2.

3.



Beendigung der Mitgri"ar"fr"ft au."t ,a.Sul$sung oder Ertöschen einer j u ristischen
Person oder Hrndelsgesellschaft

Wird eine juristische Person oder eine Personenhandelsgesellschaft aufgelöst oder
erlischt sie, so endet die Mitgliedschaft mit dem Schtuss des Geschäftsjahres. in dem
die Auflösung oder das Erlöschen wirksam geworden ist. Führt die Auflösung oder das
Erlöschen zu einer Gesamtrechtnachfolge, so setzt der G€samtrechtsnachfolger die
Mitgliedschaft bis zum Schluss des Ceschäfujahres fort.

sll
Ausschließung eines Mitgliedes

1. Ein Mitglied kann zum Schluss des Geschäftsjakes aus der Cenossenschaft
ausgeschlossen werden,

wenn es durch ein genossenschafuwidriges Verhalten schuldhaft oder
unzumutbar das Ansehen oder di€ wirtschaftlichen Belange der Genossenschaft
oder ihrer Mitglieder schädigt oder zu schädigen versucht,

wenn es trotz schriftlicher Aufforderung unterAndrohung des Ausschlusses den
satzungsmäßigen oder sonstigen der Genossenschaft gegenüber bestehenden
Verpflichtungen nicht nachkommt. Dies gilt insbesondere dann. wenn die
Cefahr einer erheblichen Beeinlrächrigung der Cenossenschaft besrehr.

wenn über sein Vermögen ein Antrag auf Eröffnung eines lnsolvenzverfahrens
gestellt worden ist,

d. wenn es unbekannt verzogen oder wenn sein Aufenthaltsort unbekannt ist und
dieser Sachverhalt mehr als ein Jahr andauen, gerechnet vom Ablaufdes Jahres
in dem der Sachverhalt dem Vorstand der Cenossenschaft bekannt geworden ist.

Der Ausschluss erfolgt durch Beschluss des Vorstandes. Dem auszuschließenden
Mitglied ist in den Fäll€n des Absatz I Buchstaben a bis c vorher die Möglichkeit zu
geben, sich zu dem Ausschluss zu äußem.

Der Ausschließungsbeschluss ist dem Ausgeschlossenen in den Fälten des Absatz I
Buchstatren a bis c unverzüglich vom Vorstand durch eingeschriebenen Brief (2.8.
Einwurfeinschreiben) mitzuteilen. Von dem Zeitpunkt der Alsendung desselben iann
das Mitglied nicht mehr an der Mitgliederversammlung teilnehmen.

Der Ausgeschlossene kann imerhalb eines Monats nach Eingang des
Ausschließungsbeschlusses durch einen an den Vorstand gerichteten eingesihr[benen
Brief (2.B. Einwudeinschreiben) gegen den Ausschluss Äerutung elnt.ien. über aie
Berufung entscheidet der Aufsichtsrat.

In dem Verfahren vor dem Aufsichtsrat müssen die Beteiligten Gelegenheit zur
Stellungnahme erhalten. Der Aufsichtsrat entscheidet mii der Me-hrheit aer
abgegebenen Stimmen. Der Beschluss ist den Beteiligten durch einges"triet"nen S.i.f
(2. B. E inwurfeinschre iben) mitzuteilen.

b.

4.

2

3.

5.



6. Ein Mitglied des Voßtandes oder des Aufsichtsrates kann erst ausgeschlossen werden,

wenn die Milgliederversammlung den Widerrufder Bestellung oder die Abberufung ($

35 Abs. I Buchst. h) beschlossen hat.

3.

2.

l.

4.

1.
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Auseinrlldersetzung

Mit dem Ausgeschiedenen hat sich die Genossenschaft auseinandenusetzen.

Maßgebend ist die Bilanz, die für das Geschäftsjahr, zu dessen Ende das Mitglied

ausgeschieden ist, festgestellt worden ist ($ 35 Abs. I Buchst. b).

Der Ausgeschiedene kann lediglich sein Auseinandersetzungsguthaben' nicht auch

einen Anteil an den Rücklagen und dem sonstigen Vermögen der Genossenschaft

verlangen. Das Auseinandersetzungsguthaben wird berechnet nach dem

Geschlftsguthaben des Mitgliedes ($ | 7 Abs T) Die Genossenschaft ist berechtigt, bei

der Auseinandersetzung die ihr gegen das ausgeschiedene Mitglied zustehende fällige

Forderung gegen das Auseinandersetzungsguthaben aufzurcchnen. Der Genossenschaft

haftet dal Äuseinandersetzungsguthaben des Mitgliedes für einen etwaigen Ausfall,

insbesondere im Insolvenzverfahren des Mitgliedes

Die Abtretung und die Verpftindung des Auseinandersetzudgsguthabens an Dritte

sind unzulässig und der Cenossenschaft gegenüber unwirksam. Der Vorstand kann

Ausnahmen zulassen. Eine Aufrechnung des Auseinandersetzungsguthaben durch das

Mitglied gegen Verbindlichkeiten gegenüber der Genossenschaft ist nicht gestattet

Das Auseinandersetzungsguthaben isl dem Ausgeschiedenen binnen 6 Monaten seit

dem Ende des Geschäfujahres, zu dem das Ausscheiden erfolgr ist, auszuzahlen, nicht

jedoch vor Feststellung der Bilanz Soweit die Feststellung der Bilanz erst nach Ablauf

von 6 Monaten nach Ausscheiden des Mitgliedes erfolgt, ist das

Auseinandersetz ungsguthaben von Beginn des 7. Monats an zu verzinsen Der Zinssaz

beträgt ftir das Jahr vier Prozentpunkte Der Anspruch auf Auszahlung verjähn in 2

lzwei Jahren nach Ablauf des Jahres, in dem der Anspruch eßtmals hätle geltend

gemacht werden können.

I. Rechte und Pllichten der Mitglieder

$13
Rechte d€r Mitglieder

Die Mitglieder üben ihre Rechte in Angelegonheiten der Genossenschaft durch

Beschlussfassung in der Mitgliederversammlung aus'

Aus den Aufgaben der Genossenschaft ergibt sich insbesondere 
. 
das 

. 
Recht jedes

Mitsliedes auf Inanspruchnahme von Dienstleistungen und Einrichtungen der

ä."?.r.",.n"n nach ien dalür getroffenen B€stimmungen sowie das Recht auf

i"iinutrrn" un ton.tig"n vorteilen, die die Cenossenschaft ihren Mitgliedem gewähfi'

nu"h VußgoU" d.. toigenden Satzungsbestimmungen und der gemäß $ 28 aufgestellten

Grundsätze.

2.



3. Das Mitglied ist aufgrund der Mitgliedschaft vor allem berechtigt,

a) weitere Geschäftsanteile zu übemehmen ({ l7).

b) das Stimmrecht in der Mitgliederversammlung auszuüben ($ 30),

c) in einer vom zehnten Teil der Mitglieder in Textform abgegebenen Eingabc dic
Einberufung einer Mitgliederversammlung oder die Ankündigung von
Gegenst?inden zur Beschlussfassung in einer bereits einberufenen
Mitgliederversammlung, soweit diese z\r ZusCindigkeit der
Mitgliederversammlung gehören, zu fordem (g 32 Abs. 3),

d) die Emennung oder Abberufung von Liquidatoren in einer vom zehnten Teil der
Mitglieder unte.schriebenen Eingabe beim Cericht zu beantragen (S 45 Abs. 2),

e) Auskunft in der Mitgliederversammlung zu verlangen (ö 37),

f) am Bilanzgewinn der Genossenschaft teilzunehmen ($ 4l),

g) das Geschäfuguthaben durch schriftliche Vereinbarung ganz oder teilweise auf
einen anderen zu übertragen ($ 8),

den Austritt aus der Genossenschaft zu erklären ($ 7),

freiwillig übemommene Geschäftsanteile nach Maßgabe von S l8 zu kündigen,

die Zahlung des Auseinandersetzungsguthabens gemäß S l2 zu fordem,

Einsicht in die Niederschrift überdie Beschlüsse der Mitgliederversammlung zu
nehmen sowie auf seine Kosten eine Abschrift des in der Geschaftsstelle
ausgelegten Jahresabschlusses, und der Bemerkungen des Aufsichtsrats zu
fordem,

die Mitgliederliste einzusehen,

das zusammengefasste Ergebnis des prüfungsberichts einzusehen.

$ 14
WohDliche Versorgung der Mitglieder

Die Nutzung einer Cenossenschaftswohnung sowie das Recht Betreuungs- und
Dienstleistungen in Anspruch zu nehmen. steht in erster Linie den Mitgliejem der
Genossenschaft zu

Ein Anspruch des einzelnen Mitgliedes kann aus dieser Bestimmung nicht abgeleitet
werden,

h)

D

j)

k)

D

m)

2.

l.

.. s rs
Uberlassung von Wohnungen



2.

I

L

2.

3.

2.

l.

Die Überlassung einer Genossenschaftswohnung begründet grundsätzlich ein

dauemdes Nutzungsrecht des Mitgliedes.

Das Nutzungsverhältnis an einer Genossenschaftswohnung kann während des

Bestehens der Milgli€dschaft nur unter den im Nutzungsvertrag festgesetzten

Bedingungen aufgehoben werden.

$16
Pllichten der Mitglieder

Aus der Mitgliedschaft ergibt sich die Verpflichtung, zur Aufbringung der von der

Genossenschaft zur Erfüllung ihrer Aufgaben benötigten Eigenmittel beizutragen durch

a) Übemahme von Geschäftsanteilen nach Maßgabe des $ 17 und fristgemäße

Zahlungen hierauf,

b) Teilnahme am Verlust (S 42),

c) weitere Zahlungen gemäß Beschluss der Mitgliederversammlung nach

Auflösung der Genossenschaft bei Mitgliedem, die ihren Geschäftsanteil noch

nicht voll eingezahlt haben. ($87 a GenG)

d) Zahlung des Eintrittsgeldes ($ 5)

Für die Inanspruchnahme von Leistungen der Genossenschaft hat das Mitglied ein

vom Vorstand nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Bewirtschaftung festgesetztes

Entgelt zu entrichten, die geuoffenen Vereinbarungen zu erfüllen' einen festgesezten

Finanzierungsbeitrag zu erbringen.

Das Mitglied hat bei der Erfüllung von Pflichten und der Wahmehmung von Rechten

auch aui abgeschlossenen Verträgen die Belange der Gesamtheit der Mitglieder im

Rahmen der genossenschaft lichen Treuepfl icht angemessen zu berücksichtigen'

L Geschäftsanteit. Geschäftsguthaben und Haftsumme

$17
Geschäftsrnteile und Geschäftsguthaben

Der Ceschäftsanteil beträgt 155,00 EUR.

Für den Erwerb der Mitgliedschaft hatjedes Mitglied neben dem Eintriftsgeld nach $ 5

mindestens einen Geschäftsanteil zu ilbemehmen. Jedes Mitglied, dem eine Wohnung

oder Geschäftsräume überlassen werden, hat einen angemessenen Beitrag zur

Aufbringung der Eigenleislung durch Übemahme weiterer Geschäfisanteile nach

vaßgaui air von V-orstand u;d Aufsichtsmt gemäß $ 28 festgelegten staffel zu

übemehmen. Diese Anteile sind Pflichtanteile.



4.

5.

6.

3. Soweit das Mitglied bereits weitere Anteile gemäß $ l7 Abs. 4 gezeichnet hat, werden
diese auf die Pfl ichtanteile angerechnet.

Jeder Pflichtgeschäftsanteil ist sofort einzuzahlen. Der Vorsrand kann Ratenzahlungen
zulassen, jedoch sind in diesem Falle sofort nach Zulassung der Beteiligung 15 €
mindestens je Ceschäftsanteil einzuzahlen. Vom Beginn des folgenden Monats sind
monatlich weitere 20 € einzuzahlen, bis die Pflichtanteile voll erreicht sind. Die
vorzeitige Volleinzahlung der Pflichlanreile isrzulässig.

Über die Geschäftsanteile gemäß Abs. 2 und 3 hinaus können die Mitglieder weite.e
Anteile übemehmen, wenn die vorhergehenden Anteile bis auf den zuletzt
übemommenen voll eingezahlt sind und der Vorstand die übemahme zugelassen hat.
Für die Einzahlung gilt Absatz 3 entsprechend.

Solange ein Ceschäftsanteil nicht voll eingezahlt ist, ist die Dividende dem
Geschäftsguthaben zuzuschreiben. lm Übrigen gilt $41 Abs. 4 der Satzung.

7. Die Höchstzahl der Anteile, mit denen sich ein Mirglied beteiligen kann, ist 20.

8. Die Einzahlungen auf den /die Geschäftsanteil(e), verrnehrt um zuqeschriebene
Gewinnanteile, vermindeft um abgeschrjebene Verlustanteile. -bilden 

das
Geschäft sguthaben des Mitgliedes.

9. Die Abtretung oder Verpfündung des Geschäftsguthaben an Dritt€ ist unzulässig und
der Genossenschaft gegenüber unwirksam. Eine Aufrechnung des Geschäftsguthabens
durch das Mitglied gegen seine Verbindlichkeiten gegenüber der GenosseÄchaft ist
nicht gestattet. Für das Auseinandersetzungsguthaben gilt $ I 2 der Satzung.

slE
Kündigung freiwillig übernommerer Anteile

L Das Mitglied kann die Beteiligung mit einem oder mehreren seiner weiteren
Geschäftsanteile i.S. von $ 17 Abs. 4 zum Schluss eines Geschäftsjahres durch
schriftliche Erklärung kiindigen, soweit es nicht nach einer Vereinbarung mit de.
Genossenschafl zur Beteiligung mit mehreren Geschäfu anteilen verpfl ichtet iit oder die
Beteiligung mit mehreren Geschäftsanteil€n VorausseEung für eini von dem Mitglied
in Anspnrch genommene Leistung der Cenossenschaft ist. Die Kündigung findet nur
zum Schluss eines Geschäftsjahres staft. Sie muss mindestens drei 

-Moiate 
vorher

schriftlich erfolgen.

2. Ein Mitglied, das einzelne Geschäftsanteile g€kündigt hat, kann nur den Teil seines
Geschäftsguthabens beanspruchen, der die auf die verbleibenden Geschäftsanteile
geleisteten Einzahlungen, verm€hrt um zugeschriebene Gewinnanteile, vermindert um
abgeschriebene Verlustanteil€, übersteigt. Für die Emittlung des auszuzahlenden Teils
des Geschäftsguthabens gilt $ l2 sinngemäß. Soweit ein veibleibender Ceschäftsanteil
noch.nichr voll eingezahtt ist (0 t7 Abs. 3-5), wird der auszahlungsf?ihige Teil des
Geschäftsguthabens hiermit verrechnet.



$t9
Nachschusspllicht

Die Mitglied€r haben auch im Falle der Insolvenz der Cenossenschaft

keine Nachschüsse zu leisten.

I. Organe der Genossenschaft

s20
Organe

Die Genossenschaft hat als Organe

> den Vorstand,
> den Aufsichtsrat,
> die Mitgliederversammlung.

I

2.

3.

4.

$21
Voßland

Der Vorstand besteht mindestens aus 2 Personen. sie müssen Mitglied der

Genossenschaft und natürliche Personen sein. Cehören .juristische Personen oder

Personengesellschaften der Genossenschaft an, können die zur Vertretung befugten

Peßonen in den Vo6tand best€llt werden.

a. Mitglieder des Vorstandes könn€n nicht sein die Ehegaften und eingetragenen

Lebinspartner sowie weitere Angehörige eines 
- 
Voßtands-.. 

^oder
Aufsichtsratsmitgliedes in aufsteigender oder absteigender Linie einschließlich

deren Ehegatten bzw Lebenspartn€r.

Die Vorstandsmitglieder werden vom Aufsichtsrat aufdie Dauervon höchstens 5 Jahren

[.""ff. fü" Wi"ä*Uestellung ist zulässig Die Bestellung endet spätestens mit Ende

i". ["i.ra"4"ft*., It dem da;Vorstands;itgtied das T0 Lebensj ahr vo llendet har' Die

ä"ri"frr"g ti"" t.-"itig nur durch die Mitgliederversammtung *idemrfen werden ($

35 Abs. I Buchst. h).

Der Aufsichtsrat kann Mitglied€r des Vorstandes bis zur Entscheidung durch die

Mit"li"d.*",r".tlung uorlaufig ihres Amtes entheben Der Beschluss bedarf einer

iü;il;;; ;;; d,.i vieneli aller Mitglieder des Aufsichtsrates Die

tutitgti"a"*"..u.-tung ist unverzüglich einzuberufen Den vorläufig ihres Arntes

""i1i1"""" 
vi iri"a"Ä d". vorstun-d"t ist in der Mitgliederversammlung mündlich

Gehör zu geben.

Anstellungsverträge mit hauptamtlichen und nebenamtlichen Vorstandsmitgliedem

,"ii""-""i?i" o"t!t a"r Besteilung abgeschlossen werden Der Aufsichtsratvorsitzende

rrä"i"ft." namens der Genosienschaft die Anstellungsverträge mit den

üär.r"ir",ltgf"a.. Für die Kündigung des Anstellungsverhäl:nls-se: :ims
v".rä"a,.iiEii"a. 

""ter 
Einhaltung der virtraglichen oder geselzlichen Frist sowie für



2.

l

5.

den Abschluss von Aufhebungsvereinbarungen ist der Aufsichtsrat, vertreten durch
seinen Vorsitzenden, zuständig. Für die außerordentliche Kündigung des
Anstellungsvertrages aus wichtigem Grund (fristlose Kündigung) i; die
Mitgliederversammlung zust?indig.

Bei ehrenamtlichen Vorstandsmitgliedem erlischt das Auftragsverhältnis mjt dem
Ablauf oder dem Widerruf der Bestellung. Sie können eine angemessene
Aufwandsentschädigung erhalten, über die der Aufsichtsrat bestimmt.

s22
Leitung und Vertretutrg der GeDossenschaft

Der Vorstand leitet die Genossenschaft unter eigener Verantwortung. Er hat nur solche
Beschränkungen zu beachten, die Gesetz und Satzung festlegen.

Die Genossenschaft wird vertreten durch ein Vorstandsmitglied in Cemeinschaft mtt
einem anderen Voßtandsmitglied.

3. Vorstandsmitglieder zeichnen für die Cenossenschaft, indem sie der Firma der
Genossenschaft oder der Benennung des Vorstandes ihre Namensunterschrift beinigen.

4. Ist eine Willenserklärung gegenüber der Genossenschaft abzugeben. so genügt die
Abgabe gegenüber einem Vorstandsmitglied

5. Zur G€samtvertretung befugte Vorstandsmitglieder können einzelne von ihnen zur
Vomahme bestimmter Geschäfte oder b€stimriter Anen von Geschaften ennacfrtlgen.

6. Der Vorstand ftihrt die Geschäfte der Genossenschaft aufgrund seiner Beschlüsse, dieer einvemehmlich zu fassen hat. Niederschriften über Äeschlüsse ,inJ-uoi U"ia"nVorstandsmitgliedem zu unterschreiben. Die Vollst?indigkeit ,rna V".h;gUu.i"i, a..
Niedercchrift en sind sicherzustellen.

7. Der Vorstand gibt sich eine Geschäftsordnung, die auch eine Geschäfuveneilung regeln
solhe. Sie isr vonjedem Milglied des Vorsk;d". 

^ unr.o"h..ä.n - -"- - ''

8. Die Mitglieder des Vorstandes sind berechtigt, an den Sitzungen des Aufsichsratesteilzunehmen, wenn nicht durch besondeien B"..hl"J ;;r--;;f.i"ii"^L, at"Teilnahme ausgeschlossen wird. [n den sitzungen des Aufsichs.t". r,"i]", v""t rodie erforderlichen Auskünfte über geschafttich--e angelegennei*," in"if"".'S"i a*bescntusstassung des Aufsichtsrates haben die Mitglieder des Vorstandes keinStimmrecht.

$23
Sorgfaltspfl icht des Vorstandes

l. Die Vorsrandsmirglieder haben bei ihrer Ceschäftsftjhrung die Sorgfalt ernesordentlichen.und gewissenhaften ceschäftsteirers .i"". a;;;;;""r;;;"Ä;,iri*"na"n.
uber v^ertrauriche Angaben und ceheimnisse a"r c"norr.nrli"it, n-".""iri"iä",.i"u._oder Ceschäftsgeheimnisse, die ihnen durch die Tatigkeii ii"- v".rä"ä ?r."""geworden sind, haben sie auch nach ihrem Ausscheiden äu, a"n' a.i-Siiir-"f,-*"ig"n
zu bewarken.
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2. Der Vorstand ist besonders verpflichtet,

die Geschäft e entsprechend genossenschaft licher Zielsetzung zu führen,

die für einen ordnungsgemäßen Geschäftsbetrieb notwendigen personellen,

sachlichen und organisatorischen Maßnahmen rechtzeitig ar planen und
durchzufiihren,

a)

b)

c)

d)

e)

Iiir ein ordnungsgemäßes Rechnungswesen gemäß

sorgen,

über die Zulassung des Mitgliedschaftserwerbs und
weiteren Geschäftsanteilen zu entscheiden,

$$ 38 ff. der Satzung zu

über die Beteiligung mit

3.

4.

5.

2.

l.

die Mitgliederliste nach Maßgabe des Genossenschaftsgesetzes zu führen,

im Prüfungsbericht festgehaltene Mängel abzustellen und dem Prüfungsverband
darüber zu berichten.

Der Vorstandhat d€m Aufsichtsrat zu berichten ilber beabsichtigte Ceschäftspolitik und

andere grundsätzliche Fmgen der Untemehmungsplanung (insbesond€re die Finanz-,

lnvestitions- und Personalplanung). Der Vorstand hat den Jahresabschluss unverzüglich

nach der Aufstellung dem Aufsichtsrat vorzulegen, $ 25 Abs 3 ist zu beachten

Vorstandsmitglieder, die ihre Pflichten verletzen, sind der Genossenschaft zum Ersatz

des daraus entstehenden Schadens als Cesamtschuldnel verpflichtet. Sie haben

nachzuweisen, dass sie die Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften

Geschäftsleiters einer Genossenschaft angewandt haben.

Die Ersatzpflicht gegenüber der Genossenschaft trift nicht ein, wenn die Handlung auf

einem gesetzmäßigen Beschluss der Mitgliederversammlung beruht. Die Ersaupflicht
wird dagegen nicht dadurch ausgeschlossen, dass der Aufsichtsrat die Handlung
gebilligt hat.

s24
Aufsichtsrat

Der Aullichtsrat besteht aus mindestens drei Mitgliedem. Die Mitgliederversammlung

kann eine höhere Zahl festsetzen. Die Mitglied€r des Aufsichtsrates müssen persönlich

Mitglied der Genossenschaft und natürliche Personen sein. Gehören judstische

Personen oder Personengesellschaften der Genossenschaft an, können die zur

Vertretung befugten Personen in den Aufsichtsrat 8ewählt werden.

Aufsichtsratsmitglieder können nicht zugleich Vorstandsmitglieder oder dauemde

Venreter von Vorstandsmitgliedem sein. Sie dürfen auch nicht als Mitarbeiter in einem

Arbeitsverhältnis zur Genossenschaft stehen. Mitglieder d€s Aufsichtsrates können

nicht sein die Ehegatten und eingetragenen Lebenspartner sowie weitere Angehörige

eines Vorstands- oder Aufsichtsratsmitgliedes in aufsteigender oder absteigender Linie
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3.

4.

einschließlich deren Ehegatten bzw. Lebenspanner oder € ines Mitarbeiters, der in einem
Arbeitsverhältnis zur Genossenschaft steht.

Ehemälige Vorstandsmitglieder können erst zwei Jahre nach Ausscheiden aus dem Amt
ab e(eilter Entlastung in den Aufsichtsrat gewählt werden.

Die Aufsichtsratsmitglieder werden von der Mitgliedewersammlung fiir drei Jahre
gew?ihlt. Ihre Amtszeit endet mit Schluss dcr Mitgliederversammlung, die über die
Entlastung für das zweile Ceschäfujahr nach der Wahl beschließt- Hierbei wird das
Ceschäflsjahr, in dem das Aufsichtsratsmitglied gewählt wird, nicht mitgerechnet.
Alljählich scheidet ein Driftel der Mitglieder aus und ist durch Neuwahl zu ersetzen. In
den beiden ersten Jahren €ntscheidet darüber das Los, später die Amtsdauer.
Wiederwahl ist zulässig. Dauemd verhinderte Aufsichtsratsmitglieder sind durch die
Mitglied€rve.sammlung abzuberufen und durch Wahl zu ersetzen.

Scheiden Mitglieder im Laufe ihrer Amtszeit aLrs, so besteht der Aufsichtsrat bis zur
nächsten ordentlichen Mitgliederversammlung, in der die Ersatzwahlen vorgenommen
werdenJ nur aus den verbleibenden Mitgliedem. Frühere Ersatzwahlen düch eine
außerordentliche Mitgliederversammlung sind nur dann erforderlich, wenn die Zahlder
Aufsichtsratsmitglieder unter drei herabsinkt oder der Aufsichtsrat nicht mehr
beschlussfühig im Sinne von $ 27 Abs.4 ist. Ersatzwahlen erfolgen für den Rest der
Amtsdauer ausgeschiedener Aulsichtsratsmitglieder.

Nur für einen im Voraus begrenzten Zeitraum kann der Aufsichtsrat einzelne seiner
Mitglieder zu Vertetem von verhinderten Vorstandsmitgliedem bestellen. In diescr
Zeit und bis zu. eneilten Entlastung wegen ihrer Tätigkeit im Vorstand dürfen sie keine
Tätigkeit als Aufsichtsratsmitglied ausüben.

6.

5.

7. Der Aufsichtsrat wählt aus seine. Mitte einen Vorsitzenden, einen Schriftführe. und
deren Stellverheter. Das gilt auch, soweit sich seine Zusammensctzung durch Wahlen
nicht verändert har.

8. Dem Aufsichtsrat steht ein angemessener Aurw+endungsersatz, auch in pauschalierter
Form. zu.

3.

$25
Aufgaben und Pllichten des Aufsichtsrates

Der Außichtsrat hat den Vorstand in seiner Geschäftsführung zu ffjrdem und zu
überwachen. Die Rechte und Pflichten des Aufsichtsmtes werdin durch Gesetz und
Satzung begrenzt. Hierbei hat er insbesondere die Leitungsbefugnis des Vo$tandes
gemäß 0 27 Abs. I GenG zu beachten.

Der Aufsichtsrat vertrift die Genossenschaft gegenüber d€n Vorstandsmitsliedem
gerichtlich und außergerichtlich. über di€ Führung von prozessen gegen
Vorstandsmitglieder entscheidet die Mitgliederversammlung.

Der Aufsichtsrat kann vom Vorstandjederzeit Auskünfte über die Angelegenheiten der
Genossenschaft verlangen. Ein einzelnes Aufsichtsratmitglied kann Äuriünft, nu, 

^n

2.
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4.

5.

1.

8.

9.

6. Der Aufsichtsmt kann aus seiner Mifie Ausschüsse bestellen, insbesondere um sehe
Verhandlungen und Beschlüsse vorzubeteiten oder um deren Ausführung zu

überwachen.

Die Mitglieder des Aufsichtsrates und seiner Ausschüsse können ihre

Obliegenheiten nicht anderen Personen übertragen. Der Aufsichtsrat kann sich zur
Erfüllung seiner Überwachungspflicht der Hilfe sachversüindiger Dritter bedienen

Beschlüsse des Aufsichtsrates werden vom Vorsitzenden ausgefühn.

Der Aufsichtsrat gibt sich eine Ceschäftsordnung.

s26
Sorgfaltspflichten des Aufsichtsrates

Die Mitglieder des Aufsichtsrates haben bei ihrer Tätigkeit die Sorgfalt eines

gewissenhaften Aufsichtsratsmitgliedes etner

den gesamten Aufsichtsrat verlangen. Jedes Aufsichtsratsmitglied hat das Recht und die
Pflicht, von den Vorlagen des Vorstandes Kenntnis zu nehmen.

Jedes Mitglied des Aufsichtsrates hat den lnhalt des Prüfungsberichtes zw Kenntnis zu
nehmen.

Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss und die Vorschläge des Vorstandes ftr die
Verwendung eines Jahresüberschusses oder die Deckung eines Jahresfehlbetrages zu

prüfen und der Mitgliederveßammlung vor Feststellung des Jahresabschlusses darüber
Bericht zu erstatten.

ordendichen und
wohnungsgenossenschaft anzuwenden. Sie haben über alle vertraulichen Angaben und

Geheimnisse der Genossenschaft sowie der Mitglieder und von Dritten, die ihnen durch

die Tätigkeit im Aufsichtsrat bekannt g€worden sind,.Stillschweigen zu bewahren; dies

gilt auch nach ihrem Ausscheiden aus dem Amt. lm Übrigen gilt gemäß $ 4l GenG flir
die Sorgfaltspflicht und Verantwortlichkeit der Aufsichtsratsmitglieder S 34 Gen G

sinngemäß.

s27
Sitzttngeu des Aufsichtsrates

Der Aufsichtsrat hält nach Bedarf Sitzungen ab. Er soll einmal im Kalendervierteljahr,

er muss einmal im Kalenderhalbjahr zusammentreten. Die Sitzungen werden vom

Vorsitzenden des Aufsichtsrates einberufen und gel€itet Als Sitzungen des

Aufsichtsrates gelten auch die gemeinsamen Sitzungen von Vorstand und Aufsichtsrat

gemäß S 29. Die Geschäftsordnung trifft die näheren Bestimmungen.

(l) Der Aufsichtsrat soll den Vorstand in d€r Regel zu seinen Sitzungen

einladen. Der Vorstand nimmt ohne Stimmrecht an den Sitzungen teil.

(2) Der Vorsitzende des Aufsichtsrates muss den Aufsichtsrat unverzüglich

einberufen, wenn ein Drinel der Mitglieder des Aufsichtsrates oder der

Vorstand unter Angabe des Zwecks und der Gründe dies verlangen.
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(3) Der Aufsichtsrat ist beschlussf:ihig, wenn mehr als die Hälfte seiner von der
Mitgliederversammlung gewählten Mitglieder bei der Beschlussfassung
anwesend ist. Er fasst seine Beschlüsse mit Mehrheit der abgegebenen
Stimmen; bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt.

(4) Schriftliche und telegraphische Beschlussfassungen des Aufsichtsmtes sind
nur zulässig, wenn kein Mitglied diesem Verfahren widerspricht.

(5) Über die Beschlüsse sind Niederschriften anzufertigen, die vom
Vo.sitzenden und dem Schriftführer zu unterschreiben sind. Die
Vollstlindigkeit und Verftigbarkeit der Niederschriften ist sicherzustellen.

s28
Gegenstände der gemeinsamen Beratungen yon Vorstand und Aufsichtsrat

Vorstand und Aufsichtsrat beschließen aufder Grundlage von Vorlagen des Vorstandes
nach gemeinsamer Beratung durch getrennte Abstimmung über

a) die Aufstellung des Neubau-, Instandhaltungs- und
Modemisierungsprogramms,

b) die Crundsätze über die Vergabe von Genossenschaftswohnungen und für
die Benutzung von Einrichtungen der Genossenschaft,

c) die Crundsätze für die Leistung von Selbsthilfe,

d) die Grundsätze fiir die Veräußerung von bebauten und unbebauren
Grundstücken sowie über die Bestellung und übenragung von
Erbbaurechten und Dauerwohnrechten,

e) die Grundsätze fiir die Betreuung und die Verwaltung ftemder Wohnungen,

0 das Konzept fiir den Rückbau von Cebäuden.

g) die crundsätze ftiI Nichtmitgtiedergeschäfte,

h) die Erhebung und Höhe des Eintrittsgeldes (S 5),

i) die Beteiligungen,

j) die im Ergebnis des Berichts tiber die gesetzliche prüfung zu treffenden
Maßnatunen,

k) die Einsteltung in und die Entnahme aus Ergebnisrücklagen bei der
Aufstellung des Jahresabschlusses sowie übir den Voischlae zur
Verwendung des Bilanzgewinns oder zur Deckung des Bilanzverluste-s ($39
Abs. 2),

l) die Vorbereitung gemeinsamer Vorlagen an die Mitgliederversammlung.
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2.

l.

3.

1.

L

4.

2.

$2e
Gemeinsame Sitzungen von VorstaDd und Aufsichtsrat

Gemeinsame Sitzungen des Vorstandes und des Aufsichtsrates sollen regelm:ßig
abgehalten werden. Die Sieungen werden in der Regel auf Vorschlag des Vorstandes

vom Vorsitzenden des Aufsichtsrates einberufen. Die Sitzungen leitet der Vorsitzende

des Aufsichtsrates oder ein von diesem benannter Vertreter. Auf Verlangen des

Prüfungsverbandes ist eine gemeinsame Sitzung des Vorstandes und Aufsichtsrates
einzuberufen.

Zur Beschlussftihigkeit der gemeinsamen Sitzungen ist erforderlich, dass jedes der

Organe für sich beschlussl':ihig ist. Jedes Organ beschießt getrennt Anträge, deren

Annahme nicht jedes der beiden Organe ordnungsmäßig beschließt, gelten als

abgelehnt.

Über die Beschlüsse der gemeinsamen Sitzungen sind vom SchriftIiihrer des

Aufsichtsrates Niederschriften anzufertigen, die vom Vorsitzenden, dem Schriftführer

und einem Vorstandsmitglied zu unterschreiben sind. Die Vollständigkeit und

Verfügbarkeit der N iederschriften ist sicherzustellen.

s30
Rechtsgeschäfte mit Vorstands' und Aufsichtsratsmitgliedern

Geschäfte und Rechtsg€schäfte mit der wohnungsgenossenschaft dilrfen die Mitglieder

des Vorstandes sowie deren Ehegaüen' eingetragene Lebenspartner und weitere

Angehörige in aufsteigender oder absteigender Linie einsch-ließlich deren Eh€gatten

bJ. Lebinspann"t nui nach vorheriger Zustimmung des Aufsichrsrates abschließen'

Ceschäfte und Rechtsgeschäfte mit der Wohnungsgenossenschaft dürfen die Mitglieder

des Aufsichtsrates aJ*i" d"t"n Ehegatten, eingetragene Lebensparmer und weitere

Angehörige in aufsteigender oder absteigender Linie einschließlich deren Ehegatten

bzi. Leüenspanne. nur nach vorheriger Zustimmung des Vorstandes ]rnd des

Aufsichtsrates abschließen. Dies gilt auch fiir einseitige Rechtsgeschäfte sowie füt die

Anderung und Beendigung von Verträgen. Die Betroffenen^ 
. 
haben bei der

Beschlusifassung kein itiÄmrecht. Der Zustimmung des Aufsichtsrates .b€daf
weiterhin die geierbliche oder freiberrlfliche Tätigkeit im selben Geschäftsbereich wie

dem der Genossenschaft.

Abs. I gilt auch für Rechtsgeschäfte zwischen der Genossenschaft undjuristischen

P.r,onä od", P".ron.ngesellschaften, an denen ein Organmitglied oder seine in Abs'

t genannten Angehtrig;n beteiligt sind oder aufdie sie maßgeblichen Einfluss haben'

Rechtsgeschäflliche Erklärungen und Venräge im Sinne Abs 
-l 

sind namens der 
.

Genosinschaft vom Vorstand und vom Volsitzenden des Aufsichtsrates bzw seinem

St;ilvertreters zu unterzeichnen. Die Betroffenen sind von der Mitunterz eichnung

ausgeschlossen.
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4.

s31
Stimmrechf in der Mitgliederversammlodg

l In der Mitgliederversammlung hatjedes Mitglied eine Stimme. Das Mitglied soll sein
Stimmrecht pcßönlich ausüben.

L

Das Stimmrecht geschäftsunfühiger oder in der Ceschäftsäihigkeit beschr?inkter
natilrlicher Personen sowie das Stimmrecht von juristischen personen wird durch ihre
gesetzlichen Vertreter, das Stimmrecht von Person€nhandelsgesellschaften durch zur
Vertretung ermächtigle Gesellschaft er ausgeübt.

Das Mitglied oder sein gesetzlicher Vertreter können schriftlich Stimmvollmacht
erteilen. Ein Bevollmächtigter kann nicht mehr als 2 Mitglieder vertreten. Die
Bevollmächtigung von Personen, die sich geschäftsmäßig zur Ausübung des
Stimrnrechts erbieten ist ausgeschlossen. Bevollmächtigte können nur Mitgliedir der
Genossenscha{t oder Ehegatten, eingetragenen Lebenspartner, Eltem und vollj?ihrige
Kinder des Mitgliedes sein.

Niemand kann ftir sich oder einen anderen das Stimmrecht ausüben. wetul darüber
Beschluss gefasst wird, ob er oder das vertretene Mitglied zu entlasten oder von einer
Verbindlichkeit zu befreien ist oderob die Genossenschaft gegen ihn oderdas vertret€ne
Mitglied einen Anspruch geltend machen soll.

s32
Mitgliederversammlutrg

Die ordentliche Mitgliederversammlung muss spätestens bis zum j0. Junijeden Jahres
stattfinden

Der Vorsland.hat der ordenllichen Mirgliederversammlung den Jahresabschluss (Bilanz,
Cewinn- und Verlustrechnung und einen Anhang) nibst den Bemerkuneen des
Außichlsrares vorz ulegen. Der Aufsichrsrar har der lüilgliederversam.lung üüei seine
Tätigkeit zu berichten.

Außerordentliche Mitgliederversammlungen sind, abges€hen von den im
Genossenschaftsgesetz oder in dieser Sätzung ausdrticilich bestimmren Fällen,
einzuberufen, wenn es im lnteresse der Genoisenschaft erforderlich i.t. Oi", i.t
besonders dann anzunehtnen, wenn der prüfungsverband die Einberufune zur
Besprechung desPrüfungsergebnisses oderzur Erönerung der Lage d., Cenossei!.lattftr notwendig hält.

3.

L

t.

$33
Einberufung der Mitgliederversammluhg

Die Mitgliederversammlung wird in der Regel vom Vorsitzenden
einberufen. Das gesetzliche Recht dei Vorstandes auf
Mitgliederversammlung wird dadurch nicht berührt.

2.

des Aufsichtsrates
Einberufung der
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2.

3.

4. Beschlüsse können nur über Gegenstainde der Tagesordnung gefasst werden.

Nachträglich können Anfiäge auf Beschlussfassung, soweit sie zur Zuständigkeit der

Mitgliederversammlung gehören, aufgenommen werden, wenn diese Cegenstände der

Tagesordnung spätestens sieben Tage vor der Mitgliederversammlung durch einmalige

Bekanntrnachung in dem in $ 43 Abs. 2 vorgesehenen Blatt angekündigt werden.

5. Dasselbe gilt für Anträge des Vorstandes oder des Aufsichtsrates Anträge üher die

Leitung derVersammlung sowie der in der Mitgliederversammlung gestellte Antag auf
Einberufung einer außerordentlichen Mitgliederversammlung braucht nicht

angekündigt zu werden. Über nicht oder nicht fristger€cht angekündigle Gegenstände

können Beschlüsse nur gefasst werden, wenn alle Mitglieder anwesend sind.

t.

2.

3.

4.

$34
Leitung der Mitglieden'ersammlung und Beschlussfassutrg

Die Leitung der Mitgliederversammlung hat der Vorsitzende des Aufsichtsrates oder

bei seiner Verhinderung der stellvertretende Vorsitzende Sind beide verhindert, so hat

ein Mitglied des Vorstandes die Versammlung zu leiten. Der Versammlungsleiter

emennt einen Schriftführer sowie die Stimmenzähler.

Abstimmungen erfolgen nach Ermessen des Versammlungsleiteß durch Handheben

oder Aufstehen. Auf Antrag kann die Mitgliederversammlung mit einfacher Mehrheit

beschließen, geheim durch Stimmzettel abzustimmen.

Bei der Feststellung des Stimmverhältnisses rÄerden nur die abgegebenen Stimmen

gezahh; Stimmenthaltung€n und ungültige Stimmen werden nicht berücksichtigt 
. 
Bei

atimmengleichheit gilt ein Antrag - vorbehaltlich der besonderen R€gelung bei Wahlen

gemäß Abs. 4 - als abgelehnt.

Wahlen zum Aufsichtsrat erfolgen aufgrund von Einzelwahlvoßchlägen' die in der

Mitgliederversammlung zu machen sind. Listenvorschläge sind unzulässig'

Die Einladung zw Mitgliederversammlung erfolgt unter Angabe der Gegenscinde der
Tagesordnung durch eine einmalige Bekanntmachung in dem in $ 43 Abs.2
vorgesehenen Blatt. Die Einladung ergeht vom Vorsitzenden des Aufsichtsrates oder

dem Vorstand, falls dieser die Mitgliederversammlung einberuft. Zwischen dem Tag
der Mitgliederversammlung dem Datum des die Bekanntmachung enthaltenden Blattes
muss ein Zeitraum von mindestens 14 Tagen li€gen. Dabei werden der Tag der

Veröffentlichung und der Tag der Mitglied€rversammlung nicht mitgezählt.

Die Mitgliederversammlung muss unverzüglich einberufen werden. wenn der zehnte

Teil der Mitglieder dies in einer in Textform abgegebenen Eingabe unter Anführung
des Zwecks und der Gründe verlangt. Fordert der zehnte Teil der Mitglieder in gleicher

Weise die Beschlussfassung über bestimmte, zur Zuständigkeit der
Mitgliederversammlung gehörende Cegenstände, so müssen diese auf die

Tagesordnung gesetzt werden.
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5.

6.

7.

Erfolgt die Wahl mit Stimrnzettel, so bezeichnet der Wahlberechtigte auf seinem
Stimrnzettel die Bewerber, die er wählen will. Dabei darf ftirjeden Bewerber nur eine
Stimme abgegeben werden. Jeder Wahlberechtigte hat so viele Stimmen, wie
Aufsichtsratsmitglieder zu wählen sind. Gew?ihlt sind nach der Anzahlder abgegebenen
Stimmen die Bewerber, die aufmehr als der Hälfte dergühig abgegebenen Stimmzettel
bezeichnet sind.

Erfolgt die Wahl ohne Stimnrzettel, so ist über die zu wählenden pcrsonen einzeln
abzustimmen.

Erhalten die Bewerber im l. Wahlgang nicht mehr als die Hälfte der abgegebenen
Stimmen, so sind im 2. Wahlgang die Bewerber gewählt, die die meisten Stimmen
erhalten. Bei Stimmengleichheit entscheidet das durch den Versammlungsleiter zu
ziehende Los.

8. Der Cew:ihlte hat unverzüglich zu erkläen, ob er die Wahl annimmt.

9. Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift anzufertigen. Sie
sollden Ort und den Tag d€rVersammlung, denNamen des Versammlungsleiters sowie
Art und Ergebnis der Abstimmung und die Feststellung des Versammlungsleiters über
die Beschlussfassung enthalten. Bei Wahlen sind die Namen der vorgeschlagenen
Personen und die Zahl der auf sie entfallenden Stimmen anzugeben. Eine
Aufbewahrung der Stimmzettel ist nicht erforderlich. Die Niedersch;ift isr vom
Versammlungsleiter und den anwesenden Mitgliedem des Vorstandes zu
unterschreiben. Die Belege über die Einberufung sind als Anlagen beizufügen.

10. Wird eine Satzungsänderung beschlossen, die die Erhöhung des Geschäftsanteils, die
Einfiihrung oder Erweiterung der pflichtbeteiligung mit weiteren Anteilen, die
Einftihrung 

-oder Erweiterung der Nachschusspflicht, die Verl:ingerung der
Kündigungsfrist über zwei Jahre hinaus. femer die Fälle des $ 16 Absiz 3 GenG
betrifTt, so ist de.Niederschrift ein Verzeichnis der erschienen Mitglieder mit Vermerk
der Stimmzahl beizuftigen.

I l. Jedem Mitglied ist die Einsicht in die Niederschrift zu gestatten und aufV€rlangen €ine
Abschrift der Niederschrift unverzüglich zur Verfügu;g zu srellen . Die NiedJrschrift
ist von der Cenossenschaft aufzubewahren.

s3s
Zuständigkeit der Mitgliederversrmmlung

L Die Mitgliederversammlung beschließt über die im Cenossenschafugesetz und in dieser
Satung bezeichneten Angelegenheiten, insbesondere über

a. Anderung dieser Satzung,

b. Feststellung des Jahresabschlusses (Bilanz und Gewinn_ und Verlushechnung,
Anhang),

c. die Venaendung des Bilanzgewinns.

d. die Deckung des Bilanzverlustes.
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e. die verwendung der gesetzlichen Rücklage zum Zwecke der Verlustdeckung,

f. die Entlaslung des Vorstandes und des Aufsichtsrates,

g. Wahl der Milglieder des Aufsichtsrales.

h. Widerrufder Bestellung von Mitgliedem des Vorstandes und des Aufsichtsrates,

i. fristlose Kündigung des Anstellungsvenrages von Vorstandsmitgliedem,

j. Ausschluss von Vorsta:nds- und Aufsichtsratsmitgliedem aus der

Cenossenschaft.

k. Die Führung von Prozessen gegen im Amt befindliche und ausgeschiedene

Vorstands- und Aufsichtsratsmitglieder wegen ihrer Organstellung,

L Festsetzung der Beschränkungen bei der Kreditgewährung gemäß $ 49 GenC,

m. die Umwandlung der Genossenschaft durch Verschmelzung, Spahung,

Vermögensübertragung oder Formwechsel,

n. die Auflösung der Cenossenschaft

2. Die Mitgliederversammlung berät über

a. Ceschäftsberichtdes vorstandes,

b. den Bericht des Aufsichtsrates

c. den Bericht über die gesetzliche Prüfung gemäß $ 59 GenG' gegebenenfälls

beschließl die Mitgliederversammlung ilber den Umfang der Bekanntgäbe des

Prüfungsberichtes.

s36
Mehrheitserforderniss€

I . Die Beschlüsse der Mitgliederversammlung werden mit der Mehrheit der abgegebenen

Stimmen gefasst, soweit nicht durch Ceselz oder Satzung eine größere Mehrheit oder

weitere Erfordemisse bestimmt sind.

2. Beschlüsse der Mitgliederversammlung über

a. die Anderung der Satzung,

b. die Umwandlung der Genossenschaft durch Verschmelzung, Spaltung,

Vermögenstibenragung oder Formwechsel,

l9



2.

4.

t.

3.

3.

c. den Widerruf der Bestellung und die fristlose Kündigung von
Vorstandsmitgliedem sowie die Abberufung von Aufsichtsratsmitgliedem,

d. die Auflösung der Genossenschaft

bedürfen zu ihrer Gültigkeit einer Mehrheit von drei Vieneln der
abgeg€benen Stimmen.

Beschlüsse über die Auflösung gemäß Absatz 2 d) können nur gefasst werden, wenn
mindestens die Hälfte aller Mitglieder anwesend sind. Trifft das nicht zu, so ist emeut
unter Wahrung der Einladungsfrist nach mindestens 2 und höchstens 4 Wochen eine
weitere Mitgliederversammlung einzuberufen, die ohne Rilcksicht auf die Zahl der
anwesenden Mitglieder mit einer Mehrheit von drei Vie(eln der abgegebenen Stimmen
die entsprechenden Beschlüsse fassen kann. Hierauf ist in der Einladung eindeutig
hinzuweisen.

Beschlüsse, durch die eine Verpflichtung der Mitgli€der zur Inanspruchnahme von
Einrichtungen oder anderen Leistungen der Cenossenschaft oder zur Leistung von
Sachen oder Diensten eingefiihrt oder erweitert wird, bedürfen einer Mehrheit von
mindestens neun Zehnteln der abgegebenen Stimmen.

$3?
Auskunftsrecht

Jedem Mitglied ist auf Verlang€n in der Mitgliederversammlung vom Vorstand
Auskunft über Angelegenheiten der Cenossenschaft zu geben, soweit das zur
sachgemäßen Beurteilung des Gegenstandes der Tagesordnung erforderlich ist. Die
Auskunft hat den Grundsätzen einer gewissenhaften und geüeuen Rechenschafi zu
entsprechen-

Die Auskunft darf verweigen werden. soweit

a. die Erteilung der Auskunft nach vemünftiger kaufmännischer Beuneilung
geeignet ist, der Genossenschaft einen nicht unerheblichen Nachteil zuzufügen,

b. die Erteilung der Auskunft stmfbar wäre oder eine gesetzliche, satzungsgemäße
oder vertragliche Ceheimhaltungspfl icht verletzt würde.

c. das Auskunftsverlangen die persönlichen oder geschäftlichen Verhältnisse ein€s
Dritten betrifft,

d. es.sich um arbeitsvertragliche Vereinbarungen mit Vorstandmitgliedem oder
Mitarbeitem der Genossenschaft handelt.

e. die Verlesung von Schriftstücken zu einer unzumutba.en V€rlängerung der
Mitgliederversammlung ftihren würde.

Wird einem Mitgli€d eine Auskunft verweigen, so kann es verlangen, dass die Fragc
und der Grund, aus dem die Auskunft verweigen rl.orden ist, ii aie lieaersctrrin
au&enomhen wetden.
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2.

3.

L

L

2.

2.

L Rechnungslegung

s38
Geschäftsjahr und Aufstellung des Jahresabschlusses

Das Geschäftsjahr läuft vom 01.01. bis zum 3l.12.

Der Vorstand hat daftir zu sorgen, dass das Rechnungswesen und die

Betriebsorganisation die Erftillung der Aufgaben der Genossenschaft gewährleisten.

Der Vorstand hat nach Ablauf eines jeden Geschäftsjahres einen Jahresabschluss
(Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung und einen Anhang) aufzustellen. Der
Jahresabschluss muss den gesetzlichen Vorschriften über die Bewertung sowie den

gesefzlichen Vorschriften über die Gliederung der Bilanz sowie Gewinn- und

Verlustrechnung entsprechen. Die vorgeschriebenen Formbläfter sind anzuwenden.

Der Jahresabschluss ist mit dem Vorschlag zu. Verwendung des Bilanzgewinns oder

zur Deckung eines Bilanzverlustes unverzüglich nach seiner Aufstellung dem

Aufsichtsrat zur Prüfung vorzulegen und sodann mit den Bemerkungen des

Aufsichtsrales der Mitgliederversammlung zuzuleiten.

$3e
vorbereitutrg der Beschlussfassung über

den Jahresabschluss ulld die G€winnverw€ndung

Der durch den Aufsichtsrat geprüfte Jahresabschluss (Bilanz sowie Cewinn- und

Verlustrechnung, Anhang) sowie der Bericht des Aufsichtsrates sind spätestens eine

Woche vor der Mitgliederversammlung in der Geschäftsstelle der Genossenschaft zur

Einsicht der Mitglieder auszulegen oder ihnen sonst zur Kenntnis zu bringen.

Der Mitgliederversammlung ist neben dem Jahresabschluss auch der vorschlag zur

Verwendung des Bilanzgewinns oder zur Deckung eines Bilanzverlustes zur

Beschlussfassung vorzulegen.

I. Rücklagen, Gewintrverteilung und Verlüstdeckung

s40
Rücklagen

Es ist eine gesetzliche Rücklage zu bilden. Sie ist ausschließlich zur Deckung eines sich

aus der Bilanz ergebenden Verlustes bestimmL

Der gesetzlichen Rücklage sind mindestens l0 o/o des Jahresüberschusses abzüglich

eines- Verlustvortrages zuzuweisen, bis die gesetzliche Rücklage 50 % des

4.

l.
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4.

2.

l.

3.

1.

2.

1.

Gesamtbetrages der in der Jahresbilanz ausgewiesenen Verbindlichkeiten erreicht hat.
Die gesetzliche Rücklage ist bei der Aufstellung der Bilanz zu bilden.

Im Übrigen können bei der Aufstellung des Jahresabschlusses andere
E.gebnisrücklagen gebildet werden.

E4t
Gewinnverwendung

Der Bilanzgewinn kann unter die Mitgliedet als Gewinnanteil verteilt werden; er kann
zur Bildung von anderen Ergebnisrücklagen verwandt werden.

Der G€winnanteil soll 4 o/o des Geschäftsguthabens nicht üb€rsteigen. Sonstige
Vermögensvorteile, die nicht als angemessene Gegenleistung ftir besondere geldwene
Leistungen anzusehen sind. dürfen den Mitgliedem nichr zugewendet werden.

Beider Verteilung sind nur vollständig eingezahlte Geschäftsanteile zu berücksichtigen
und zwar erstmalig in dem aufdie Einzahlung folgenden Geschäftsjahr."

Solange ein Geschäftsanteil nicht voll eneicht ist, wird der Gewinnanteil nicht
ausgezahlt! sondem dem Ceschäftsguthaben zugeschrieben. Das gilt auch, wenn das
Geschäftsguthaben zur Deckung eines Verlustes vermindert worden ist.

$42
Verlustdeckutrg

Wird ein Bilanzverlust ausgewiesen, so hat die Mitgliederversammlung über die
Verlustdeckung zu beschließen, insbesondere darüber, in welchem Umfange-der Verlust
durch Verminderung der Ceschäftsguthaben oder Heranziehung der gesetzlichen
Rücklage zu beseitigen ist. Werden die Geschäftsguthaben zur Veriustdeckung
herangezogen, so wird der Ve.lustanteil nicht nach den vorhandenen
Geschäftsguthaben, sondem nach dem Ve.hältnis der satzungsmäßigen
Pflichtzahlungen beiBeginn des Ceschäftsjahres, fiirdas der Jahresabschlussäufgestellt
ist, berechnet. auch wenn diese noch rückständig sind.

I. Bekanntmachungetr

$43
Bekanntmachungen

Bekanntmachungen werden unter der Firma der Genossenschaft veröffentlicht; sie sind
gemäß $ 22 Abs- 2 und 3 zu unterzeichnen. Bekanntmachungen des Aufsichtsrates
werden unterNennung des Aufsichtsrales vom Vorsiuenden unJbei Verhinderung von
seinem Stellvertreter unterzeichnet.

Bekanntrnachungen, die durch Cesetz oder Satzung in einem öffentlichen Blaft zu
erfolgen haben, werden in den "Schleswiger Nachrichten" veröffentlicht.
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I. Prüfung der Genossenschaft, PrüfuDgsverband

$44
Prüfung

I . Zwecks Feststellung der wirtschaftlichen Verhältnisse und der Ordnungsmäßigkeit der
Geschäftsführung sind die Einrichtungen, die Vermögenslage sowie die
Geschäftsführung der Genossenschaft einschließlich der Führung der Mitgliederliste in
jedem Ceschäftsjahr zu prüfen.

4.

3.

5.

6.

7.

8.

lm Rahmen der Prüfung nach Abs. I ist der Jahresabschluss unter Einbeziehung der
Buchftihrung zu prüfen

Soweit die Cenossenschaft Prilfungspflichten aus der Makler- und

Bauträgerverordnung treffen, ist auch diese Prüfung durchzuführen.

Die Genossenschaft ist Mitglied des Verbandes norddeutscher Wohnungsuntemehmen

e. V-. Sie wird von diesem Prüfungsverband geprüft.

Der Vorstand der Genossenschaft ist verpflichtet, die Prüfung sorgfliltig vorzubereiten.

Er hat den Prüfem alle Unterlagen und geforderten Aufkl?irungen zu geben, die für die

Durchführung der Prüfung benötigt werden.

Der Vorstand der Cenossenschaft hat dem Prüfungsverband den durch die

Mitgliederversanrmlung festgestellten Jahresabschluss unverzüglich mit den

Bemerkungen des Aufsichtsmtes sowi€ dessen Bericht einzureichen.

Über das Ergebnis der Prüfung haben Vorstand und Aufsichtsrat in gemeinsamer

SiEung unverzüglich nach Eingang des Prüfungsberichtes zu beraten. Der

Prüfungsverband ist berechtiSt, an der Sitzung teilzunehmen. Die Organe der

Genossinschaft sind verpflichte! den Beanst4ndungen und Auflagen des

Prüfu ngsverbandes nachzukommen.

Der Prüfungsverband ist berechtigt, an den Mitgliederversammlungen der

Genossenschaft teilzunehmen und darinjederzeit das Wort zu ergreifen Et istdaher zu

allen Mitgliederversammlungen fristgerecht einzuladen.

I. Aullösutrg und Abwicklnng

s4s
Auflösung

| . Die Genossenschaft wird aufgelöst

a. durch Beschluss der Mitgliederversammlung,

2i



durch Eöffilung des Insolvenzverfährns,

durch Beschluss des Gerichts, wenn di€ Zahl der Miqlieder weniger als drei
beffigt

d. durch die llbrigen im Genossenschaftsgesetz genannten Fällc.

2. Für die Abwicklung sind die Bcstimmungen des Genossenschaffsgesetzes maßgebend.

Diese SaEung ist durch die Mitgliederversammlung vom 18.05,2016 beschlossen
worden. Die Neufassung der Satzung ist am ......................... einget ag€n worden.

Die geihdetten Bestimmungen der Saeung stimm€n mit dem Beschluss ilb€r die
Satzungsänderung und die unveränd€rten Bestimmungen mit d€m zuletzt zum Register
eingereichten vollständigen Wodaut der Satzung überein. (g 16 Abs. 5 Genc)

ilbernagel
Vorstandsmitglied (Vorstandsmitglied)
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